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Die/Der Wähler/in hat eine Stimme.
Der Stimmzettel für die Wiederholungs-
wahl der Vertretung des Stadtbezirks
Meiderich/Beeck ist grün mit schwarzem
Aufdruck.

4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss
an die Wahlhandlung erfolgende Ermitt-
lung und Feststellung des Wahlergebnisses
ist öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit
das ohne Beeinträchtigung des Wahl-
geschäfts möglich ist.

5. Der Wahlschein für die Wiederholungs-
wahl ist gelb und berechtigt sowohl zur
Stimmabgabe in obengenanntem Wahl-
raum als auch zur Briefwahl.

Wer durch Briefwahl wählen will, muss
sich von der Gemeindebehörde die Brief-
wahlunterlagen (amtlicher Stimmzettel,
einen amtlichen Stimmzettelumschlag
sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag)
beschaffen.

Der Wahlbrief mit dem Stimmzettel - im
verschlossenen Stimmzettelumschlag - und
dem unterschriebenen Wahlschein ist so
rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag
angegebenen Stelle zu übersenden, dass er
dort spätestens am Wahltag bis
16.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann
auch bei der angegebenen Stelle abgege-
ben werden.

6. Jede/r Wahlberechtigte kann ihr/sein Wahl-
recht nur einmal und nur persönlich aus-
üben (§ 25 Kommunalwahlgesetz).

Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrich-
tiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder
das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft. Der Versuch ist strafbar (§ 107 a
Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches).

Duisburg, den 28. Oktober 2014

Der Oberbürgermeister

Link

Auskunft erteilt:
Frau Opitz
Tel.-Nr.:0203/283-2892

Wichtige Mitteilung

Änderung des Annahmeschlusses
„Amtsblatt für die Stadt Duisburg“ vom
31. Dezember 2014 

Der Redaktionsschluss des am 31.12.2014
erscheinenden „Amtsblattes für die Stadt Duis-
burg“ wird vom 15. Dezember 2014 auf den
08. Dezember 2014 vorverlegt. Bitte berück-
sichtigen Sie diese Änderung bei Ihrer Planung.
Beiträge, die nach dem 08. Dezember 2014 ein-
gehen, werden somit erst zum 15. Januar 2015
veröffentlicht.

Die Redaktion 

Wahlbekanntmachung

1. Am 23. November 2014 findet in der
kreisfreien Stadt Duisburg die Wieder-
holungswahl der Bezirksvertretung
Meiderich/Beeck in Stimmbezirk 1002
statt. Die Wahl dauert von
8.00 Uhr bis 18.00 Uhr.

2. Das Gebiet für die Wiederholungswahl
beschränkt sich auf Stimmbezirk 1002 der
Stadt Duisburg. Das Wahllokal befindet
sich im Pfarramt St. Franziskus auf der
Papiermühlenstr. 38 in 47166 Duisburg.

3. Jede/r Wahlberechtigte, die/der in das
Wählerverzeichnis für die Wiederholungs-
wahl eingetragen ist, kann in dem o. g.
Wahlraum wählen. Die Wähler sollen die
Wahlbenachrichtigung und einen amt-
lichen Lichtbildausweis zur Wahl mitbrin-
gen. Die Wahlbenachrichtigung soll bei
der Wahl abgegeben werden.

Gewählt wird mit einem amtlichen
Stimmzettel, der im Wahlraum bereit-
gehalten wird. Jede/r Wähler/in erhält bei
Betreten des Wahlraums den Stimmzettel
ausgehändigt. Der Stimmzettel muss von
der/dem Wähler/in in einer Wahlzelle des
Wahlraumes oder in einem besonderen
Nebenraum gekennzeichnet und so zu-
sammengefaltet werden, dass nicht er-
kannt werden kann, wie sie/er gewählt
hat.
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Erneute Bekanntmachung über den
Bebauungsplan Nr. 1058 -Alt-Hom-
berg- „Feldstraße“ für einen Bereich
zwischen Feldstraße, Zechenstraße,
ehemaliger Werksbahn und
Duisburger Straße 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
10.12.2012 gemäß § 10 Baugesetzbuch
(BauGB) den Bebauungsplan Nr. 1058
-Alt-Homberg- „Feldstraße“ als Satzung
beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 1058 -Alt-Hom-
berg- „Feldstraße“ wird gemäß § 10
Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt
gemacht.

Der Bebauungsplan Nr. 1058 -Alt-Hom-
berg- „Feldstraße“ mit Begründung kann
im Amt für Stadtentwicklung und Projekt-
management, Erftstraße 7, Zimmer 2 und
3, 47051 Duisburg an den Werktagen,
montags bis freitags von
8:00 bis 16:00 Uhr eingesehen werden.

Über den Inhalt des Planes und der Be-
gründung wird auf Verlangen Auskunft
gegeben.

Gleichzeitig wird

1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB,

2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und

3. gemäß § 7 Abs. 6 Gemeinde-
ordnung Nordrhein-Westfalen
(GO NRW)

auf Folgendes hingewiesen:

1) Eine Entschädigung wegen dieses
Bebauungsplanes kann der Entschä-
digungsberechtigte gemäß § 44
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4
BauGB verlangen, wenn die in den
§§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten
sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschä-
digungsansprüche kann der Berech-
tigte dadurch herbeiführen, dass er
die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei den Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht

innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in
§ 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetre-
ten sind, die Fälligkeit des Anspru-
ches herbeigeführt wird.

2) Unbeachtlich werden: 

1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche
Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,

2.  eine unter Berücksichtigung des
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über
das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungs-
planes und

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB
beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorganges, 

wenn sie nicht innerhalb von einem
Jahr seit Bekanntmachung des
Flächennutzungsplanes oder der Sat-
zung schriftlich gegenüber der
Gemeinde unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachver-
haltes geltend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn
Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB
beachtlich sind.

3) Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) bei Zustandekom-
men dieser Satzung kann gemäß § 7
Abs. 6 Satz 1 Gemeindeordnung
NRW nach Ablauf eines Jahres seit
dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei
denn

a)  eine vorgeschriebene Genehmi-
gung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b)  die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c)  der Oberbürgermeister hat den
Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Stadt Duisburg
vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der
Bebauungsplan Nr. 1058 -Alt-Homberg-
„Feldstraße“ gemäß § 214 Abs. 4 BauGB
rückwirkend zum 15.01.2013 in Kraft.

Duisburg, den 27. Oktober 2014

Link
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Herr Völlmer 
Tel.-Nr.: 0203/283-7478

Erneute Bekanntmachung über den
Bebauungsplan Nr. 10 1. Änderung und
Ergänzung -Homberg- für einen Bereich
nördlich und südlich der Moerser
Straße zwischen Eichenstraße, Kirch-
straße, Franzstraße und nördlich der
Kirche

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
18.03.2013 gemäß § 10 Baugesetzbuch
(BauGB) den Bebauungsplan Nr. 10
1. Änderung und Ergänzung -Homberg-
Satzung beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 10 1. Änderung
und Ergänzung -Homberg- wird gemäß
§ 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt
gemacht.

Der Bebauungsplan Nr. 10 1. Änderung
und Ergänzung -Homberg- mit Begründung
kann im Amt für Stadtentwicklung und
Projektmanagement, Erftstraße 7,
Zimmer 2 und 3, 47051 Duisburg an den
Werktagen, montags bis freitags von
8:00 bis 16:00 Uhr eingesehen werden.



wenn sie nicht innerhalb von einem
Jahr seit Bekanntmachung des
Flächennutzungsplanes oder der
Satzung schriftlich gegenüber der
Gemeinde unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachver-
haltes geltend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn
Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB
beachtlich sind.

3) Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) bei Zustande-
kommen dieser Satzung kann
gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 Gemeinde-
ordnung NRW nach Ablauf eines
Jahres seit dieser Bekanntmachung
nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a)  eine vorgeschriebene Genehmi-
gung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b)  die Satzung ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c)  der Oberbürgermeister hat den
Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Stadt Duisburg
vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der
Bebauungsplan Nr. 10 1. Änderung und
Ergänzung -Homberg- gemäß § 214
Abs. 4 BauGB rückwirkend zum
30.04.2013 in Kraft.

Duisburg, den 27. Oktober 2014

Link 
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Herr Völlmer 
Tel.-Nr.: 0203/283-7478
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Über den Inhalt des Planes und der
Begründung wird auf Verlangen Auskunft
gegeben.

Gleichzeitig wird

1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB,

2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und

3. gemäß § 7 Abs. 6 Gemeinde-
ordnung Nordrhein-Westfalen
(GO NRW)

auf Folgendes hingewiesen:

1) Eine Entschädigung wegen dieses
Bebauungsplanes kann der Entschä-
digungsberechtigte gemäß § 44
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4
BauGB verlangen, wenn die in den
§§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten
sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschä-
digungsansprüche kann der Berech-
tigte dadurch herbeiführen, dass er
die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei den Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht
innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in
§ 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetre-
ten sind, die Fälligkeit des An-
spruches herbeigeführt wird.

2) Unbeachtlich werden: 

1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche
Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,

2.  eine unter Berücksichtigung des
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über
das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungs-
planes und

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB
beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorganges, 
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Erneute Bekanntmachung über den
Bebauungsplan Nr. 1137 I -Hochheide-
„Moerser Straße“ für einen Bereich
zwischen Kirchstraße, Nordkante des
Bürgermeister-Bongartz-Platzes,
Glückaufstraße und Moerser Straße

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
18.03.2013 gemäß § 10 Baugesetzbuch
(BauGB) den Bebauungsplan Nr. 1137 I
-Hochheide- „Moerser Straße“ Satzung
beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 1137 I -Hoch-
heide- „Moerser Straße“ wird gemäß
§ 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt
gemacht.

Der Bebauungsplan Nr. 1137 I -Hoch-
heide- „Moerser Straße“ mit Begründung
kann im Amt für Stadtentwicklung und
Projektmanagement, Erftstraße 7,
Zimmer 2 und 3, 47051 Duisburg an den
Werktagen, montags bis freitags von
8:00 bis 16:00 Uhr eingesehen werden.

Über den Inhalt des Planes und der
Begründung wird auf Verlangen Auskunft
gegeben.

Gleichzeitig wird

1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB,

2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und

3. gemäß § 7 Abs. 6 Gemeinde-
ordnung Nordrhein-Westfalen
(GO NRW)

auf Folgendes hingewiesen:

1) Eine Entschädigung wegen dieses
Bebauungsplanes kann der Entschä-
digungsberechtigte gemäß § 44
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4
BauGB verlangen, wenn die in den
§§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten
sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschä-
digungsansprüche kann der Berech-
tigte dadurch herbeiführen, dass er
die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei den Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht
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innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in
§ 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetre-
ten sind, die Fälligkeit des An-
spruches herbeigeführt wird.

2) Unbeachtlich werden: 

1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche
Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,

2.  eine unter Berücksichtigung des
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über
das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungs-
planes und

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB
beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorganges, 

wenn sie nicht innerhalb von einem
Jahr seit Bekanntmachung des
Flächennutzungsplanes oder der
Satzung schriftlich gegenüber der
Gemeinde unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachver-
haltes geltend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn
Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB
beachtlich sind.

3) Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) bei Zustande-
kommen dieser Satzung kann
gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 Gemeinde-
ordnung NRW nach Ablauf eines
Jahres seit dieser Bekanntmachung
nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a)  eine vorgeschriebene Genehmi-
gung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b)  die Satzung ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c)  der Oberbürgermeister hat den
Satzungsbeschluss vorher be-
anstandet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Stadt Duisburg
vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der
Bebauungsplan Nr. 1137 I -Hochheide-
„Moerser Straße“ gemäß § 214 Abs. 4
BauGB rückwirkend zum 30.04.2013 in
Kraft.

Duisburg, den 27. Oktober 2014

Link 
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Herr Völlmer 
Tel.-Nr.: 0203/283-7478

Erneute Bekanntmachung über den
Bebauungsplan Nr. 1137 II -Hochheide-
„Moerser Straße“ beidseits der Kirch-
straße und der Moerser Straße
zwischen Franzstraße, Kreuzstraße,
Kirche, Ziethenstraße, Ottostraße,
Eberhardstraße, Rheinpreußenstraße,
Moerser Straße, Glückaufstraße,
Marktplatz und Dr.-Kolb-Straße

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
24.09.2012 gemäß § 10 Baugesetzbuch
(BauGB) den Bebauungsplan Nr. 1137 II
-Hochheide- „Moerser Straße“ Satzung
beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 1137 II -Hoch-
heide- „Moerser Straße“ wird gemäß
§ 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt
gemacht.

Der Bebauungsplan Nr. 1137 II -Hoch-
heide- „Moerser Straße“ mit Begründung
kann im Amt für Stadtentwicklung und
Projektmanagement, Erftstraße 7,
Zimmer 2 und 3, 47051 Duisburg an den
Werktagen, montags bis freitags von
8:00 bis 16:00 Uhr eingesehen werden.

Über den Inhalt des Planes und der
Begründung wird auf Verlangen Auskunft
gegeben.

Gleichzeitig wird

1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB,

2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und

3. gemäß § 7 Abs. 6 Gemeinde-
ordnung Nordrhein-Westfalen
(GO NRW)

auf Folgendes hingewiesen:

1) Eine Entschädigung wegen dieses
Bebauungsplanes kann der Entschä-
digungsberechtigte gemäß § 44
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4
BauGB verlangen, wenn die in den
§§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten
sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschä-
digungsansprüche kann der Berech-
tigte dadurch herbeiführen, dass er
die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei den Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht
innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in
§ 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetre-
ten sind, die Fälligkeit des An-
spruches herbeigeführt wird.

2) Unbeachtlich werden: 

1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche
Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,
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2.  eine unter Berücksichtigung des
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über
das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungs-
planes und

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB
beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorganges, 

wenn sie nicht innerhalb von einem
Jahr seit Bekanntmachung des
Flächennutzungsplanes oder der
Satzung schriftlich gegenüber der
Gemeinde unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachver-
haltes geltend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn
Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB
beachtlich sind.

3) Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) bei Zustande-
kommen dieser Satzung kann
gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 Gemeinde-
ordnung NRW nach Ablauf eines
Jahres seit dieser Bekanntmachung
nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a)  eine vorgeschriebene Genehmi-
gung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b)  die Satzung ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c)  der Oberbürgermeister hat den
Satzungsbeschluss vorher be-
anstandet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Stadt Duisburg
vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der
Bebauungsplan Nr. 1137 II -Hochheide-
„Moerser Straße“ gemäß § 214 Abs. 4
BauGB rückwirkend zum 30.10.2012 in
Kraft.

Duisburg, den 27. Oktober 2014

Link 
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Herr Völlmer 
Tel.-Nr.: 0203/283-7478

Erneute Bekanntmachung über den
Bebauungsplan Nr. 1137 III -Hoch-
heide- „Moerser Straße“ für einen
Bereich zwischen Moerser Straße,
Rheinpreußenstraße, Eberhardstraße
und Ottostraße

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
18.03.2013 gemäß § 10 Baugesetzbuch
(BauGB) den Bebauungsplan Nr. 1137 III
-Hochheide- „Moerser Straße“ Satzung
beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 1137 III -Hoch-
heide- „Moerser Straße“ wird gemäß
§ 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt
gemacht.

Der Bebauungsplan Nr. 1137 III -Hoch-
heide- „Moerser Straße“ mit Begründung
kann im Amt für Stadtentwicklung und
Projektmanagement, Erftstraße 7,
Zimmer 2 und 3, 47051 Duisburg an den
Werktagen, montags bis freitags von
8:00 bis 16:00 Uhr eingesehen werden.

Über den Inhalt des Planes und der
Begründung wird auf Verlangen Auskunft
gegeben.

Gleichzeitig wird

1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB,

2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und

3. gemäß § 7 Abs. 6 Gemeinde-
ordnung Nordrhein-Westfalen
(GO NRW)

auf Folgendes hingewiesen:

1) Eine Entschädigung wegen dieses
Bebauungsplanes kann der Entschä-
digungsberechtigte gemäß § 44
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4
BauGB verlangen, wenn die in den
§§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten
sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschä-
digungsansprüche kann der Berech-
tigte dadurch herbeiführen, dass er
die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei den Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht
innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in
§ 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetre-
ten sind, die Fälligkeit des An-
spruches herbeigeführt wird.

2) Unbeachtlich werden: 

1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche
Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,

2.  eine unter Berücksichtigung des
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über
das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungs-
planes und

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB
beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorganges, 

wenn sie nicht innerhalb von einem
Jahr seit Bekanntmachung des
Flächennutzungsplanes oder der
Satzung schriftlich gegenüber der
Gemeinde unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachver-
haltes geltend gemacht worden sind.   
Satz 1 gilt entsprechend, wenn
Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB
beachtlich sind.



3) Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) bei Zustande-
kommen dieser Satzung kann
gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 Gemeinde-
ordnung NRW nach Ablauf eines
Jahres seit dieser Bekanntmachung
nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a)  eine vorgeschriebene Genehmi-
gung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b)  die Satzung ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c)  der Oberbürgermeister hat den
Satzungsbeschluss vorher be-
anstandet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Stadt Duisburg
vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der
Bebauungsplan Nr. 1137 III -Hochheide-
„Moerser Straße“ gemäß § 214 Abs. 4
BauGB rückwirkend zum 30.04.2013 in
Kraft.

Duisburg, den 27. Oktober 2014

Link 
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Herr Völlmer 
Tel.-Nr.: 0203/283-7478
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Erneute Bekanntmachung über den
Bebauungsplan Nr. 1137 IV -Hoch-
heide- „Rheinpreußenstraße“ für
einen Bereich zwischen Ottostraße,
Eberhardstraße, Rheinpreußenstraße,
Sportanlage und Ehrenstraße 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
18.03.2013 gemäß § 10 Baugesetzbuch
(BauGB) den Bebauungsplan Nr. 1137 IV
-Hochheide- „Rheinpreußenstraße“
Satzung beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 1137 IV -Hoch-
heide- „Rheinpreußenstraße“ wird gemäß
§ 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt
gemacht.

Der Bebauungsplan Nr. 1137 IV -Hoch-
heide- „Rheinpreußenstraße“ mit Begrün-
dung kann im Amt für Stadtentwicklung
und Projektmanagement, Erftstraße 7,
Zimmer 2 und 3, 47051 Duisburg an den
Werktagen, montags bis freitags von
8:00 bis 16:00 Uhr eingesehen werden.

Über den Inhalt des Planes und der
Begründung wird auf Verlangen Auskunft
gegeben.

Gleichzeitig wird

1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB,

2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und

3. gemäß § 7 Abs. 6 Gemeinde-
ordnung Nordrhein-Westfalen
(GO NRW)

auf Folgendes hingewiesen:

1) Eine Entschädigung wegen dieses
Bebauungsplanes kann der Entschä-
digungsberechtigte gemäß § 44
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4
BauGB verlangen, wenn die in den
§§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten
sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschä-
digungsansprüche kann der Berech-
tigte dadurch herbeiführen, dass er
die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei den Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht

innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in
§ 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetre-
ten sind, die Fälligkeit des An-
spruches herbeigeführt wird.

2) Unbeachtlich werden: 

1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche
Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,

2.  eine unter Berücksichtigung des
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über
das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungs-
planes und

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB
beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorganges, 

wenn sie nicht innerhalb von einem
Jahr seit Bekanntmachung des
Flächennutzungsplanes oder der
Satzung schriftlich gegenüber der
Gemeinde unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachver-
haltes geltend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn
Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB
beachtlich sind.

3) Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) bei Zustande-
kommen dieser Satzung kann
gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 Gemeinde-
ordnung NRW nach Ablauf eines
Jahres seit dieser Bekanntmachung
nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a)  eine vorgeschriebene Genehmi-
gung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,
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b)  die Satzung ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c)  der Oberbürgermeister hat den
Satzungsbeschluss vorher be-
anstandet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Stadt Duisburg
vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der
Bebauungsplan Nr. 1137 IV -Hochheide-
„Rheinpreußenstraße“ gemäß § 214
Abs. 4 BauGB rückwirkend zum
30.04.2013 in Kraft.

Duisburg, den 27. Oktober 2014

Link
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Herr Völlmer 
Tel.-Nr.: 0203/283-7478

Erneute Bekanntmachung über den
Bebauungsplan Nr. 1137 V -Hoch-
heide- „Moerser Straße“ für einen
Bereich nördlich und südlich der
Moerser Straße zwischen Sandstraße
und Kreuzstraße 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
18.03.2013 gemäß § 10 Baugesetzbuch
(BauGB) den Bebauungsplan Nr. 1137 V
-Hochheide- „Moerser Straße“ Satzung
beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 1137 V -Hoch-
heide- „Moerser Straße“ wird gemäß
§ 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt
gemacht.

Der Bebauungsplan Nr. 1137 V -Hoch-
heide- „Moerser Straße“ mit Begründung
kann im Amt für Stadtentwicklung und
Projektmanagement, Erftstraße 7,
Zimmer 2 und 3, 47051 Duisburg an den
Werktagen, montags bis freitags von
8:00 bis 16:00 Uhr eingesehen werden.

Über den Inhalt des Planes und der
Begründung wird auf Verlangen Auskunft
gegeben.

Gleichzeitig wird

1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB,

2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und

3. gemäß § 7 Abs. 6 Gemeinde-
ordnung Nordrhein-Westfalen
(GO NRW)

auf Folgendes hingewiesen:

1) Eine Entschädigung wegen dieses
Bebauungsplanes kann der Entschä-
digungsberechtigte gemäß § 44
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4
BauGB verlangen, wenn die in den
§§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten
sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschä-
digungsansprüche kann der Berech-
tigte dadurch herbeiführen, dass er
die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei den Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht
innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in
§ 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetre-
ten sind, die Fälligkeit des An-
spruches herbeigeführt wird.

2) Unbeachtlich werden: 

1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche
Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,

2.  eine unter Berücksichtigung des
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über
das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungs-
planes und

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB
beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorganges, 

wenn sie nicht innerhalb von einem
Jahr seit Bekanntmachung des
Flächennutzungsplanes oder der
Satzung schriftlich gegenüber der
Gemeinde unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachver-
haltes geltend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn
Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB
beachtlich sind.

3) Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) bei Zustandekom-
men dieser Satzung kann gemäß § 7
Abs. 6 Satz 1 Gemeindeordnung
NRW nach Ablauf eines Jahres seit
dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei
denn

a)  eine vorgeschriebene Genehmi-
gung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b)  die Satzung ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c)  der Oberbürgermeister hat den
Satzungsbeschluss vorher be-
anstandet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Stadt Duisburg
vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.



Mit dieser Bekanntmachung tritt der
Bebauungsplan Nr. 1137 V -Hochheide-
„Moerser Straße“ gemäß § 214 Abs. 4
BauGB rückwirkend zum 30.04.2013 in
Kraft.

Duisburg, den 27. Oktober 2014

Link 
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Herr Völlmer 
Tel.-Nr.: 0203/283-7478

Bekanntmachung gemäß § 2 Absatz 1
Baugesetzbuch 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
29.09.2014 folgenden Beschluss gefasst:

Für einen Bereich zwischen der Moerser
Straße, der Rheinpreußenstraße und der
Eberhardstraße ist ein Bebauungsplan im
Sinne des § 30 (2) i.V.m. § 12 Baugesetz-
buch (BauGB) aufzustellen.

Das Verfahren wird unter der Bezeichnung
Bebauungsplan Nr. 1208 -Hochheide-
„Fachmarktcenter Moerser Straße“
durchgeführt.

Duisburg, den 23. Oktober 2014 

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Trappmann

Auskunft erteilt:
Frau Röckelein 
Tel.-Nr.: 0203/283-3818

Bekanntmachung gemäß § 2 Absatz 1
Baugesetzbuch 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
29.09.2014 folgenden Beschluss gefasst:

Für einen Bereich zwischen der Moerser
Straße, der Rheinpreußenstraße und der
Eberhardstraße ist eine Änderung des
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Flächennutzungsplanes der Stadt Duisburg
aufzustellen.

Das Verfahren wird unter der Bezeichnung
Flächennutzungsplan-Änderung
Nr. 4.29 -Hochheide- durchgeführt.

Duisburg, den 23. Oktober 2014

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Trappmann

Auskunft erteilt:
Frau Röckelein 
Tel.-Nr.: 0203/283-3818

Bekanntmachung der Allgemeinver-
fügung über die Anerkennung von
Plaketten nach der tschechischen
Regierungsverordnung über die Zu-
ordnung der Kraftfahrzeuge zu Schad-
stoffgruppen für die Umweltzone
Ruhrgebiet auf dem Stadtgebiet
Duisburg

I. Kraftfahrzeuge der Klassen M und

N1, die mit einer Plakette nach der
tschechischen Regierungsverordnung
über die Zuordnung der Kraftfahr-
zeuge zu Schadstoffgruppen und
über Umweltplaketten vom
6. Februar 2013 (Gesetzessammlung
Nr. 56/2013/Sb) gekennzeichnet
sind, sind auf Grundlage des § 1
Absatz 2 der 35. BImSchV von den
Verkehrsverboten innerhalb der Um-
weltzone Ruhrgebiet auf dem Stadt-
gebiet Duisburg unter der in Satz 2
bezeichneten Voraussetzung ausge-
nommen.

Die Befreiung gilt nur, wenn die
Fahrzeuge eine grüne Plakette
(Schadstoffgruppe 4) aufweisen, wie
sie auf den Zusatzzeichen zum
Zeichen 270.1 zur Freistellung vom
Verkehrsverbot nach § 40 Absatz 1
des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes (lfd. Nr. 46 der Anlage 2 Ab-
schnitt 6 zu § 41 der Straßenver-

kehrs-Ordnung vom 6. März 20132)

angezeigten Plaketten nach § 2
Absatz 1 i.V.m. Anhang 1 der
35. BImSchV abgebildet ist. Dann gilt
diese tschechische Plakette als die
auf dem Zusatzzeichen gezeigte Pla-
kette (siehe Anhang).

II. Die Regelungen dieser Allgemeinver-
fügung können jederzeit ganz oder
teilweise widerrufen werden.

III. Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Diese Allgemeinverfügung tritt am
01.10.2014 in Kraft. 

IV. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung
kann  innerhalb eines Monats nach
öffentlicher Bekanntgabe Klage er-
hoben werden. Die Klage ist beim 

Verwaltungsgericht Düsseldorf
Bastionstraße 39
40213 Düsseldorf

schriftlich oder zur Niederschrift bei
dem Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle des Verwaltungs-
gerichtes einzulegen. 
Falls die Frist durch das Verschulden
eines von Ihnen Bevollmächtigten
versäumt werden sollte, so würde
dessen Verschulden Ihnen zu-
gerechnet werden.

1 Kraftfahrzeuge der Klassen M und N
gemäß Anhang II A Nr. 1 und Nr. 2 der
Richtlinie 2007/46 EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom
5. September 2007 zur Schaffung eines
Rahmens für die Genehmigung von Kraft-
fahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern
sowie von Systemen, Bauteilen und selbst-
ständigen technischen Einheiten für diese
Fahrzeuge (ABl. L 263 vom 9.10.2007,
S. 1), die zuletzt durch die Verordnung
(EU) Nr. 195/2013 der Kommission vom
7. März 2013 zur Änderung der Richtlinie
2007/46/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates und der Verordnung (EG)
Nr. 692/2008 der Kommission hinsichtlich
innovativer Technologien zur Verminde-
rung der CO2-Emissionen von leichten
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Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen
(ABl. L 65 vom 8.3.2013, S. 1) geändert
worden ist.

2 BGBl. Jahrgang 2013 Teil I Nr. 12,
S. 367, ausgegeben zu Bonn am
12. März 2013

Duisburg, den 21. Oktober 2014 

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Grupe

Auskunft erteilt:
Herr Timp
Tel.-Nr.: 0203/283-4167

Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung

Die an Frau Gökce GÜNGÖR, zuletzt
wohnhaft: Kammerstraße 131, 47507
Duisburg, gerichtete Ordnungsverfügung
vom 16.10.2014, Aktenzeichen
32-15-3 Pa 549758, wird gemäß §§ 1
und 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen
(Landeszustellungsgesetz – LZG NRW)
vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) in Ver-
bindung mit § 4 der Verordnung über die
öffentliche Bekanntmachung von kommu-
nalem Ortsrecht (BekanntmVO) vom
26.08.1999   (GV. NRW. S. 516) in der je-
weils geltenden Fassung durch öffentliche
Bekanntmachung zugestellt.

Das genannte Dokument liegt beim Bür-
ger- und Ordnungsamt, Königstraße
63-65, 47051 Duisburg, Zimmer  211
werktags, außer samstags, in der Zeit von
8.00 Uhr bis 16.00 Uhr zur Abholung
bereit. Es gilt zwei Wochen nach dieser
Bekanntmachung als zugestellt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können. 

Duisburg, den 16. Oktober 2014 

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

van den Noort

Auskunft erteilt: 
Herr Gerard
Tel.-Nr.: 0203/283-3685
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Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung

Die an Herrn Yousef FAKHRO, zuletzt
wohnhaft: Dahlmannstr. 5, 47169 Duis-
burg, gerichtete Ordnungsverfügung vom
14.10.2014, Aktenzeichen AW 92/14,
wird gemäß §§ 1 und 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungs-
gesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006
(GV. NRW. S. 94) in Verbindung mit § 4
der Verordnung über die öffentliche Be-
kanntmachung von kommunalem Orts-
recht (BekanntmVO) vom 26.08.1999
(GV. NRW. S. 516) in der jeweils geltenden
Fassung durch öffentliche Bekannt-
machung zugestellt.

Das genannte Dokument liegt beim Bür-
ger- und Ordnungsamt, Königstraße
63-65, 47051 Duisburg, Zimmer 211
werktags, außer samstags, in der Zeit von
8.00 Uhr bis 16.00 Uhr zur Abholung
bereit. Es gilt zwei Wochen nach dieser
Bekanntmachung als zugestellt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können. 

Duisburg, den 17. Oktober 2014 

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

van den Noort

Auskunft erteilt: 
Herr Gerard
Tel.-Nr.: 0203/283-3685 
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Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung

Die an Laurentiu BUROAGA, geboren am
10.12.1981 in Com. Gheraest Jud. Neamt,
zuletzt wohnhaft: JVA Duisburg-Hamborn,
Goethestr. 3 in 47166 Duisburg, gerichte-
te Ordnungsverfügung vom 20.10.2014,
Aktenzeichen 32-15-1 Ku OV 93/14, wird
gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszu-
stellungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG
NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94)
in Verbindung mit § 4 der Verordnung
über die öffentliche Bekanntmachung von
kommunalem Ortsrecht (BekanntmVO)
vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516) in der
jeweils geltenden Fassung durch öffentli-
che Bekanntmachung zugestellt.

Das genannte Dokument liegt beim Bür-
ger- und Ordnungsamt, Königstr. 63 – 65,
47051 Duisburg, Zimmer 211, werktags,
außer samstags, in der Zeit von
8.00 Uhr bis 16.00 Uhr zur Abholung
bereit. Es gilt zwei Wochen nach dieser
Bekanntmachung als zugestellt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können. 

Duisburg, den 20. Oktober 2014 

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Kuhn

Auskunft erteilt:
Frau Esser
Tel.-Nr.: 0203/283-3014

Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung

Die an Herrn Ciurar, Ion, geboren am
03.06.1991 in Alba, zuletzt wohnhaft:
Antonienstr. 35 in 47053 Duisburg,
gerichtete Ordnungsverfügung vom
24.10.2014, Aktenzeichen
32-15-1 Ha 513894, wird gemäß §§ 1
und 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen
(Landeszustellungsgesetz – LZG NRW)
vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) in Ver-
bindung mit § 4 der Verordnung über die
öffentliche Bekanntmachung von kommu-
nalem Ortsrecht (BekanntmVO) vom
26.08.1999 (GV. NRW. S. 516) in der
jeweils geltenden Fassung durch öffent-
liche Bekanntmachung zugestellt.

Das genannte Dokument liegt beim Bür-
ger- und Ordnungsamt, Königstr. 63 – 65,
47051 Duisburg, Zimmer 236, werktags,
außer samstags, in der Zeit von
8.00 Uhr bis 16.00 Uhr zur Abholung
bereit. Es gilt zwei Wochen nach dieser
Bekanntmachung als zugestellt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können. 

Duisburg, den 24. Oktober 2014 

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Habes

Auskunft erteilt:
Frau Habes
Tel.-Nr.: 0203/283-7153
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Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung

Der an Herrn Remon Cobussen, zuletzt
wohnhaft Heidehof 40, NL-6591 XD
GENNEP, gerichtete Bußgeldbescheid vom
29.08.2014, Aktenzeichen
222001814242 SB111, wird
gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszu-
stellungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG
NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94)
in Verbindung mit § 4 der Verordnung
über die öffentliche Bekanntmachung von
kommunalem Ortsrecht (BekanntmVO)
vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516) in der
jeweils geltenden Fassung durch öffent-
liche Bekanntmachung zugestellt.

Das genannte Dokument liegt beim Bür-
ger- und Ordnungsamt, Königstraße
63-65, 47051 Duisburg, Zimmer 326,
werktags, außer samstags, in der Zeit von
8.00 Uhr bis 16.00 Uhr zur Abholung
bereit. Es gilt zwei Wochen nach dieser
Bekanntmachung als zugestellt.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können.

Duisburg, den 31. Oktober 2014 

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Schubert

Auskunft erteilt:
Frau Hinz
Tel.-Nr.: 0203/283-6008

Benachrichtigung über öffentliche Zu-
stellungen gemäß § 10 Verwaltungs-
zustellungsgesetz NRW - LZG NRW

Die an Herrn Ali Kurt, zuletzt wohnhaft
Paula-Echter-Str. 52, 47198 Duisburg,
gerichtete Mitteilung, Aktenzeichen
51-33/94 084297, wird gemäß den §§ 1
Abs. 1 und 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 07.03.2006 (GV. NRW
S. 94) in Verbindung mit § 4 der Verord-
nung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht
vom 26.08.1999 (BekanntmVO) in der
jeweils gültigen Fassung durch öffentliche
Bekanntmachung zugestellt. 
Eine Zustellung auf andere Weise kann
nicht erfolgen, da der derzeitige Aufent-
halt des Adressaten nicht bekannt ist. 

Das genannte Dokument liegt beim
Jugendamt der Stadt Duisburg, Außen-
stelle Homberg, Bismarckplatz 1,
47198 Duisburg, Zimmer 211, montags,
mittwochs und donnerstags in der Zeit
von 8:00 Uhr – 16:00 Uhr zur Aushändi-
gung bereit. Es gilt als zugestellt, wenn
seit der Veröffentlichung dieser Benach-
richtigung zwei Wochen vergangen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können.

Duisburg, den 22. Oktober 2014

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Buschmann-Neuenkamp

Auskunft erteilt: 
Frau Buschmann-Neuenkamp
Tel.-Nr.: 0203/283-8840

Widerspruchsrecht gegen die Ertei-
lung von Melderegisterauskünften in
besonderen Fällen

Nach § 35 des Meldegesetzes für das
Land Nordrhein-Westfalen vom
16.09.1997 (MG NRW) kann jede Einwoh-
nerin und jeder Einwohner der Weiter-
gabe der eigenen Meldedaten durch die
Meldebehörde in folgenden Fällen wider-
sprechen:

-  bei Anträgen politischer Parteien, Wäh-
lergruppen und anderer Träger von
Wahlvorschlägen im Zusammenhang
mit Parlaments- und Kommunalwahlen

-  bei Anträgen im Zusammenhang mit
Volksbegehren und Volksentscheiden

Das Widerspruchsrecht haben alle Perso-
nen ab Vollendung des 15. Lebensjahres.

Melderegisterauskunft an Mitglieder parla-
mentarischer und kommunaler Vertre-
tungskörperschaften sowie an Presse und
Rundfunk über Ehe- und Altersjubiläen
darf nur nach vorheriger schriftlicher Ein-
willigung der Betroffenen erteilt werden.
Melderegisterauskunft an Adressbuchver-
lage darf ebenfalls nur nach vorheriger
schriftlicher Einwilligung der Betroffenen
erteilt werden. Die Einwilligung ist erst
nach Vollendung des 18. Lebensjahres
möglich.

Nach § 34 Abs. 1 b MG NRW können
Melderegisterauskünfte auch per Internet
eingeholt werden. Betroffene haben das
Recht, dieser Form der Auskunftserteilung
zu widersprechen.

Nach § 58 des Wehrpflichtgesetzes
(WPflG) übermitteln die Meldebehörden
jährlich dem Bundesamt für Wehrverwal-
tung zum Zweck der Übersendung von
Informationsmaterial über Tätigkeiten in
den Streitkräften Daten von Personen mit
deutscher Staatsangehörigkeit, die im
nächsten Jahr volljährig werden. Der
Datenumfang umfasst Familiennamen,
Vornamen sowie die gegenwärtige An-
schrift. Die Betroffenen haben nach § 18
Abs. 7 des Melderechtsrahmengesetzes
das Recht, der Datenweitergabe zu wider-
sprechen. 
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Zuständig für die Entgegennahme des
Widerspruchs und der Einwilligung, die
jeweils schriftlich eingereicht werden soll-
ten, sind die Bürger-Services in den
Bezirksämtern.

Diese Bekanntmachung ist auch auf der
Homepage der Stadt Duisburg unter 
http://www.duisburg.de/rathaus/rathaus/
publikationen/102010100000216500.php
einsehbar.

Duisburg, den 21. Oktober 2014 

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Mettlen

Auskunft erteilt:
Frau Bäcker
Tel.-Nr.: 0203/283-2572

Bekanntmachungen der Sparkasse
Duisburg

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3239047883
(alt 139047880) der Sparkasse Duisburg
für kraftlos erklärt werden. Der Inhaber
des Sparkassenbuches wird hiermit auf-
gefordert, binnen drei Monaten seine
Rechte unter Vorlegung des Sparkassen-
buches anzumelden, da andernfalls das
Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 15. Oktober 2014

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3201197559 der
Sparkasse Duisburg für kraftlos erklärt
werden. Der Inhaber des Sparkassenbu-
ches wird hiermit aufgefordert, binnen
drei Monaten seine Rechte unter Vorle-
gung des Sparkassenbuches anzumelden,
da andernfalls das Sparkassenbuch für
kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 17. Oktober 2014 

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 4257007262 (alt
157007261) der Sparkasse Duisburg für
kraftlos erklärt werden. Der Inhaber des
Sparkassenbuches wird hiermit aufgefor-
dert, binnen drei Monaten seine Rechte
unter Vorlegung des Sparkassenbuches
anzumelden, da andernfalls das Spar-
kassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 21. Oktober 2014 

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3758585578
(alt 28585578) der Sparkasse Duisburg für
kraftlos erklärt werden. Der Inhaber des
Sparkassenbuches wird hiermit aufgefor-
dert, binnen drei Monaten seine Rechte
unter Vorlegung des Sparkassenbuches
anzumelden, da andernfalls das Spar-
kassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 22. Oktober 2014 

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3200476921 der
Sparkasse Duisburg für kraftlos erklärt
werden. Der Inhaber des Sparkassen-
buches wird hiermit aufgefordert, binnen
drei Monaten seine Rechte unter Vorle-
gung des Sparkassenbuches anzumelden,
da andernfalls das Sparkassenbuch für
kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 23. Oktober 2014 

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3201541913 der
Sparkasse Duisburg wurde heute für kraft-
los erklärt.

Duisburg, den 27. Oktober 2014

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3203043934
(alt 103043931) der Sparkasse Duisburg
wurde heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 27. Oktober 2014

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3200928467 der
Sparkasse Duisburg wurde heute für kraft-
los erklärt.

Duisburg, den 27. Oktober 2014

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3201066937
(alt 101066934) der Sparkasse Duisburg
wurde heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 27. Oktober 2014

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3200571093
(alt 100571090) der Sparkasse Duisburg
wurde heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 27. Oktober 2014

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Die Sparkassenbücher Nr. 4208136822
(alt 108136821), 4261033239
(alt 161033238), 3261150258
(alt 161150255) der Sparkasse Duisburg
wurden heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 27. Oktober 2014

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand
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Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3252083161
(alt 152083168) der Sparkasse Duisburg
für kraftlos erklärt werden. Der Inhaber
des Sparkassenbuches wird hiermit aufge-
fordert, binnen drei Monaten seine Rechte
unter Vorlegung des Sparkassenbuches
anzumelden, da andernfalls das Spar-
kassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 29. Oktober 2014

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

sollen nach Ablauf der Ruhefristen einge-
ebnet werden.

Die Angehörigen der Verstorbenen
werden hiervon unter Hinweis auf den
§ 14 Abs. 5 der Friedhofssatzung der
Stadt Duisburg vom 24.3.2005 unterrich-
tet.

Sie werden gebeten, die auf den Gräbern
befindlichen Grabsteine und Steineinfas-
sungen rechtzeitig zu entfernen, da sie
sonst durch die Friedhofsverwaltung
beseitigt oder anderweitig verwendet
werden.

Die genauen Einebnungsdaten werden
durch entsprechende Hinweisschilder auf
den jeweiligen Feldern bekannt gegeben.

Duisburg, den 28. Oktober 2014 

Wirtschaftsbetriebe Duisburg AöR
Im Auftrag

Harald Siegmund Willi Witzel
Bereichsleiter Arbeitsgruppen-
Friedhöfe/Krematorium   leiter 

Kundenservice 
Friedhöfe/
Krematorium

Bekanntmachung des Jahresab-
schlusses der BVD BusVerkehr
Duisburg GmbH gem. § 108 Abs. 2
Nr. 1c GO NW

Die Gesellschafterversammlung der BVD
BusVerkehr Duisburg GmbH hat am
4. August 2014 den Jahresabschluss zum
31. Dezember 2013 wie folgt festgestellt:

Die Gewinn- und Verlustrechnung der
Gesellschaft schließt für das Geschäfts-
jahr 2013 mit einem Jahresfehlbetrag in
Höhe von -22.321,20 € ab, bei einer
Bilanzsumme in Höhe von
846.357,19 €. 
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Einebnung von Reihengrabfeldern, 
Berichtigung der Bekanntmachung im 
Amtsblatt Nr. 35 der Stadt Duisburg,  
Seite 382 vom 15.09.2014  

Die Bekanntmachung des Ablaufes der 
Ruhefristen für die folgenden Grabstätten 
ist nicht zutreffend. Alle weiteren An-    
gaben aus der ursprünglichen Bekannt- 
machung haben weiterhin Bestand.

Friedhof Feld Nr. Ablauf der Ruhefrist

Parkfriedhof R/76 1-9 14.11.2015
R/76 1-40 19.12.2015
R/76 47-58 19.12.2015
R/76 70-76 19.12.2015

Berichtigung:

Die Reihengrabstätten auf dem

Friedhof Feld Nr. Ablauf der Ruhefrist

Parkfriedhof R/76 1-19 14.11.2015
R/75 1-40 19.12.2015
R/75 47-58 19.12.2015
R/75 70-76 19.12.2015



Jahresabschluss und Lagebericht liegen in
der Zeit vom 24. November 2014 bis
22. Dezember 2014 in der Konzernzentra-
le der Duisburger Versorgungs- und Ver-
kehrsgesellschaft mbH, Bungertstraße 27,
47053 Duisburg, unter Vorsprache bei der
Information montags bis donnerstags von
8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags von
8.00 Uhr bis 14.30 Uhr zur Einsichtnahme
aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses,
des Konzernabschlusses und des Lagebe-
richtes beauftragte KPMG AG, Köln, hat
folgende Bestätigungsvermerke erteilt:

Bestätigungsvermerk des Abschluss-
prüfers

An die BVD BusVerkehr Duisburg GmbH

Wir haben den Jahresabschluss
– bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang – unter Ein-
beziehung der Buchführung und den La-
gebericht der BVD BusVerkehr
Duisburg GmbH, Duisburg, für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2013 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften
und den ergänzenden Bestimmungen des
Gesellschaftsvertrags liegen in der Verant-
wortung der Geschäftsführung der Gesell-
schaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der
Grundlage der von uns durchgeführten
Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht abzu-
geben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung
nach § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu
planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die
Darstellung des durch den Jahresabschluss
unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch
den Lagebericht vermittelten Bildes der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
wesentlich auswirken, mit hinreichender
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
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gung der Prüfungshandlungen werden die
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit
und über das wirtschaftliche und recht-
liche Umfeld der Gesellschaft sowie die
Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung
werden die Wirksamkeit des rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollsystems
sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lage-
bericht überwiegend auf der Basis von
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst
die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen
Einschätzungen der Geschäftsführung so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung
des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass
unsere Prüfung eine hinreichend sichere
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendun-
gen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den gesetz-
lichen Vorschriften den ergänzenden Be-
stimmungen des Gesellschaftsvertrags und
vermittelt unter Beachtung der Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebe-
richt steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft und
stellt die Chancen und Risiken der zukünf-
tigen Entwicklung zutreffend dar.

Köln, den 28. April 2014

KPMG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Hillesheim Biermann
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Duisburg, den 15. Oktober 2014

BVD BusVerkehr Duisburg GmbH

Wencke Nickel
Geschäftsführerin

Bekanntmachung des Jahresabschlus-
ses und Konzernabschlusses der Duis-
burger Versorgungs- und Verkehrs-
gesellschaft mbH gem. § 108 Abs. 2
Nr. 1c GO NW

Der vom Aufsichtsrat der Duisburger Ver-
sorgungs- und Verkehrsgesellschaft mbH
am 2. Juni 2014 festgestellte Jahresab-
schluss zum 31. Dezember 2013 ist der
Gesellschafterversammlung am
20. August 2014 vorgelegt worden.

Zum Ausgleich des Jahresfehlbetrages in
Höhe von 3,5 Mio. EUR wurde ein Betrag
in Höhe von 2,0 Mio. EUR aus den Kapi-
talrücklagen und in Höhe von 1,5 Mio.
EUR aus den Gewinnrücklagen entnom-
men. Zuvor wurde durch den Alleingesell-
schafter ein Betrag von 2,0 Mio. EUR zur
Sicherung der Liquidität in die Kapital-
rücklagen eingezahlt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in
der Zeit vom 24. November 2014 bis
22. Dezember 2014 in der Konzernzentra-
le der Duisburger Versorgungs- und Ver-
kehrsgesellschaft mbH, Bungertstraße 27,
47053 Duisburg, unter Vorsprache bei der
Information montags bis donnerstags von
8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags von
8.00 Uhr bis 14.30 Uhr zur Einsichtnahme
aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses,
des Konzernabschlusses und des Lage-
berichtes beauftragte KPMG AG, Köln,
hat folgende Bestätigungsvermerke erteilt:

Bestätigungsvermerk des Abschluss-
prüfers

Wir haben den Jahresabschluss
– bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang – unter Ein-
beziehung der Buchführung und den
Lagebericht der Duisburger Versorgungs-
und Verkehrsgesellschaft mbH, Duisburg,
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2013 geprüft. Die Buchfüh-
rung und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und
den ergänzenden Bestimmungen des
Gesellschaftsvertrags liegen in der Verant-
wortung der Geschäftsführung der Gesell-
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schaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der
Grundlage der von uns durchgeführten
Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht abzu-
geben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung
nach § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu
planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die
Darstellung des durch den Jahresabschluss
unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch
den Lagebericht vermittelten Bildes der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
wesentlich auswirken, mit hinreichender
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit
und über das wirtschaftliche und recht-
liche Umfeld der Gesellschaft sowie die
Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung
werden die Wirksamkeit des rechnungs-
legungsbezogenen internen Kontroll-
systems sowie Nachweise für die Angaben
in Buchführung, Jahresabschluss und
Lagebericht überwiegend auf der Basis
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung
umfasst die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der wesent-
lichen Einschätzungen der Geschäftsfüh-
rung sowie die Würdigung der Gesamt-
darstellung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts. Wir sind der Auffassung,
dass unsere Prüfung eine hinreichend
sichere Grundlage für unsere Beurteilung
bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendun-
gen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den gesetz-
lichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags
und vermittelt unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage der Duisburger
Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft

mbH, Duisburg. Der Lagebericht steht in
Einklang mit dem Jahresabschluss, ver-
mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar.

Köln, den 15. Mai 2014

KPMG AG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Hillesheim Biermann
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Bestätigungsvermerk des Abschluss-
prüfers

Wir haben den von der Duisburger Versor-
gungs- und Verkehrsgesellschaft mbH,
Duisburg, aufgestellten Konzernabschluss
– bestehend aus Konzernbilanz, Konzern-
Gewinn- und Verlustrechnung, Konzern-
anhang, Kapitalflussrechnung und Ent-
wicklung des Eigenkapitals – und den
Konzernlagebericht für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013
geprüft. Die Aufstellung von Konzernab-
schluss und Konzernlagebericht nach den
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften
liegt in der Verantwortung der Geschäfts-
führung der Gesellschaft. Unsere Aufgabe
ist es, auf der Grundlage der von uns
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung
über den Konzernabschluss und den Kon-
zernlagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Konzernabschlussprü-
fung nach § 317 HGB unter Beachtung
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vor-
genommen. Danach ist die Prüfung so zu
planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die
Darstellung des durch den Konzernab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung und durch
den Konzernlagebericht vermittelten Bil-
des der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage wesentlich auswirken, mit hinreichen-
der Sicherheit erkannt werden. Bei der
Festlegung der Prüfungshandlungen wer-
den die Kenntnisse über die Geschäfts-
tätigkeit und über das wirtschaftliche und
rechtliche Umfeld des Konzerns sowie die

Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung
werden die Wirksamkeit des rechnungs-
legungsbezogenen internen Kontroll-
systems sowie Nachweise für die Angaben
im Konzernabschluss und Konzernlagebe-
richt überwiegend auf der Basis von Stich-
proben beurteilt. Die Prüfung umfasst die
Beurteilung der Jahresabschlüsse der in
den Konzernabschluss einbezogenen
Unternehmen, der Abgrenzung des Kon-
solidierungskreises, der angewandten Bi-
lanzierungs- und Konsolidierungsgrund-
sätze und der wesentlichen Einschätzun-
gen der gesetzlichen Vertreter sowie die
Würdigung der Gesamtdarstellung des
Konzernabschlusses und des Konzernlage-
berichts. Wir sind der Auffassung, dass
unsere Prüfung eine hinreichend sichere
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendun-
gen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Konzernabschluss den ge-
setzlichen Vorschriften und vermittelt
unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des Konzerns. Der Konzernlagebe-
richt steht in Einklang mit dem Konzern-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage des Konzerns
und stellt die Chancen und Risiken der
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Köln, den 16. Mai 2014

KPMG AG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Hillesheim Biermann
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Duisburg, den 20. Oktober 2014 

Duisburger Versorgungs- und
Verkehrsgesellschaft mbH
Geschäftsführung

Wittig Karpathy Schifferings
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Bekanntmachung des Jahresabschlus-
ses der Duisburger Verkehrsgesell-
schaft AG gem. § 108 Abs. 2 Nr. 1c
GO NW

Der vom Aufsichtsrat der Duisburger Ver-
kehrsgesellschaft AG am 15. Mai 2014
festgestellte Jahresabschluss zum
31. Dezember 2013 ist der Hauptver-
sammlung am 20. August 2014 vorgelegt
worden. 

Der Verlust von 40.899 T€ wird im
Rahmen des bestehenden Beherrschungs-
vertrages mit Ergebnisabführungsverein-
barung von der DVV übernommen.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in
der Zeit vom 24. November 2014 bis
22. Dezember 2014 in der Konzernzen-
trale der Duisburger Versorgungs- und
Verkehrsgesellschaft mbH, Bungertstraße
27, 47053 Duisburg, unter Vorsprache bei
der Information montags bis donnerstags
von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags
von 8.00 Uhr bis 14.30 Uhr zur Einsicht-
nahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichtes beauftragte KPMG
AG, Köln, hat folgenden Bestätigungsver-
merk erteilt:

Bestätigungsvermerk des Abschluss-
prüfers

Wir haben den Jahresabschluss
– bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang – unter Ein-
beziehung der Buchführung und den
Lagebericht der Duisburger Verkehrsgesell-
schaft Aktiengesellschaft, Duisburg, für
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2013  geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und
den ergänzenden Bestimmungen der Sat-
zung liegen in der Verantwortung des
Vorstands der Gesellschaft. Unsere Aufga-
be ist es, auf der Grundlage der von uns
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung
über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und über den
Lagebericht abzugeben.
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Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung
nach § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu
planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die
Darstellung des durch den Jahresabschluss
unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch
den Lagebericht vermittelten Bildes der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
wesentlich auswirken, mit hinreichender
Sicherheit erkannt werden. Bei der Fest-
legung der Prüfungshandlungen werden
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit
und über das wirtschaftliche und recht-
liche Umfeld der Gesellschaft sowie die
Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung
werden die Wirksamkeit des rechnungs-
legungsbezogenen internen Kontroll-
systems sowie Nachweise für die Angaben
in Buchführung, Jahresabschluss und
Lagebericht überwiegend auf der Basis
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung
umfasst die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der wesent-
lichen Einschätzungen des Vorstands so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung
des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass
unsere Prüfung eine hinreichend sichere
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendun-
gen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den gesetz-
lichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen der Satzung und vermittelt
unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Duisburger Verkehrsgesellschaft
Aktiengesellschaft, Duisburg. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft
und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar.

Köln, den 23. April 2014

KPMG AG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Hillesheim Biermann
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Duisburg, den 20. Oktober 2014

Duisburger Verkehrsgesellschaft AG

Wittig Karpathy Wandelenus

Bekanntmachung des Jahresab-
schlusses der Stadtwerke Duisburg AG
gem. § 108 Abs. 2 Nr. 1c GO NW

Der vom Aufsichtsrat der Stadtwerke Duis-
burg AG am 19. Mai 2014 festgestellte
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2013
ist der Hauptversammlung am
20. August 2014 vorgelegt worden. 

Von dem Gewinn i.H.v. 37.631 T€
(i.Vj. 16.055 T€), nach Einstellung in die
Gewinnrücklagen, wurden nach Abzug
von Kapitalertragsteuer einschließlich Soli-
daritätszuschlag [1.294 T€  (i.Vj. 688 T€)
auf die Ausgleichszahlung an die Minder-
heitsgesellschafter] 36.337 T€
(i.Vj. 15.367 T€) aufgrund des bestehen-
den Beherrschungsvertrages mit Ergebnis-
abführungsvereinbarung an die DVV
abgeführt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in
der Zeit vom 24. November 2014 bis
22. Dezember 2014 in der Konzernzen-
trale der Duisburger Versorgungs- und
Verkehrsgesellschaft mbH, Bungertstraße
27, 47053 Duisburg, unter Vorsprache bei
der Information montags bis donnerstags
von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags
von 8.00 Uhr bis 14.30 Uhr zur Einsicht-
nahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichtes beauftragte KPMG
AG, Köln, hat folgenden Bestätigungsver-
merk erteilt:
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Bestätigungsvermerk des Abschluss-
prüfers

Wir haben den Jahresabschluss
– bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang – unter Ein-
beziehung der Buchführung und den
Lagebericht der Stadtwerke Duisburg
Aktiengesellschaft, Duisburg, für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2013 geprüft. Nach § 6b
Abs. 5 EnWG umfasste die Prüfung auch
die Einhaltung der Pflichten zur Rech-
nungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG,
wonach für die Tätigkeiten nach § 6b
Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen
und Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen sind.
Die Buchführung und die Aufstellung von
Jahresabschluss und Lagebericht nach den
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften
sowie die Einhaltung der Pflichten nach
§ 6b Abs. 3 EnWG liegen in der Verant-
wortung der gesetzlichen Vertreter der
Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf
der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den
Jahresabschluss unter Einbeziehung der
Buchführung und über den Lagebericht
sowie über die Einhaltung der Pflichten
zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3
EnWG abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung
nach § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so
zu planen und durchzuführen, dass Un-
richtigkeiten und Verstöße, die sich auf
die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung und durch
den Lagebericht vermittelten Bildes der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
wesentlich auswirken, mit hinreichender
Sicherheit erkannt werden und dass mit
hinreichender Sicherheit beurteilt werden
kann, ob die Pflichten zur Rechnungsle-
gung nach § 6b Abs. 3 EnWG in allen
wesentlichen Belangen erfüllt sind. Bei der
Festlegung der Prüfungshandlungen
werden die Kenntnisse über die
Geschäftstätigkeit und über das
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der
Gesellschaft sowie die Erwartungen über
mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen
internen Kontrollsystems sowie Nachweise
für die Angaben in Buchführung,
Jahresabschluss und Lagebericht sowie für
die Einhaltung der Pflichten zur Rech-
nungslegung nach  § 6b Abs. 3 EnWG
überwiegend auf der Basis von Stich-
proben beurteilt. Die Prüfung umfasst die
Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen
Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter,
die Würdigung der Gesamtdarstellung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts
sowie die Beurteilung, ob die Wertansätze
und die Zuordnung der Konten nach § 6b
Abs. 3 EnWG sachgerecht und nachvoll-
ziehbar erfolgt sind und der Grundsatz
der Stetigkeit beachtet wurde. 

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage
für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses
unter Einbeziehung der Buchführung und
des Lageberichts hat zu keinen Einwen-
dungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den gesetz-
lichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in
Einklang mit dem Jahresabschluss, vermit-
telt insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten
zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3
EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach
§ 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu

führen und Tätigkeitsabschlüsse
aufzustellen sind, hat zu keinen Einwen-
dungen geführt.

Köln, den 30. April 2014

KPMG AG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Hillesheim Biermann
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Duisburg, den 20. Oktober 2014

Stadtwerke Duisburg AG

Wittig Karpathy Schifferings

Bekanntmachung des Jahresab-
schlusses der energieGUT GmbH
gem. § 108 Abs. 2 Nr. 1c GO NW

Die Gesellschafterversammlung der
energieGUT GmbH hat am
14. August 2014 den Jahresabschluss zum
31. Dezember 2013 wie folgt festgestellt:

Der Jahresabschluss 2013 mit einer Bilanz-
summe von 33.168.726,85 € und einem
Jahresfehlbetrag von -2.796.091,00 €
sowie der Lagebericht werden festgestellt.
Der Jahresfehlbetrag wird auf neue Rech-
nung vorgetragen.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in
der Zeit vom 24. November 2014 bis
22. Dezember 2014 in der Konzernzen-
trale der Duisburger Versorgungs- und
Verkehrsgesellschaft mbH, Bungertstraße
27, 47053 Duisburg, unter Vorsprache bei
der Information montags bis donnerstags
von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags
von 8.00 Uhr bis 14.30 Uhr zur Einsicht-
nahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichtes beauftragte KPMG
AG, Köln, hat folgenden Bestätigungs-
vermerk erteilt:
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Bestätigungsvermerk des Abschluss-
prüfers

Wir haben den Jahresabschluss
– bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang – unter Ein-
beziehung der Buchführung und den
Lagebericht der energieGUT GmbH, Duis-
burg, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar
bis 31. Dezember 2013 geprüft. Nach
§ 6b Abs. 5 EnWG umfasste die Prüfung
auch die Einhaltung der Pflichten zur
Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3
EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach
§ 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu
führen sind. Die Buchführung und die
Aufstellung von Jahresabschluss und Lage-
bericht nach den deutschen handelsrecht-
lichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags
sowie die Einhaltung der Pflichten nach
§ 6b Abs. 3 EnWG liegen in der Verant-
wortung der Geschäftsführung der
Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf
der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den
Jahresabschluss unter Einbeziehung der
Buchführung und über den Lagebericht
sowie über die Einhaltung der Pflichten
zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3
EnWG abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung
nach § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so
zu planen und durchzuführen, dass Un-
richtigkeiten und Verstöße, die sich auf
die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung und durch
den Lagebericht vermittelten Bildes der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
wesentlich auswirken, mit hinreichender
Sicherheit erkannt werden und dass mit
hinreichender Sicherheit beurteilt werden
kann, ob die Pflichten zur Rechnungs-
legung nach § 6b Abs. 3 EnWG in allen
wesentlichen Belangen erfüllt sind. Bei der
Festlegung der Prüfungshandlungen
werden die Kenntnisse über die
Geschäftstätigkeit und über das
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der
Gesellschaft sowie die Erwartungen über
mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen
internen Kontrollsystems sowie Nachweise
für die Angaben in Buchführung,
Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben
beurteilt. Die Prüfung umfasst die
Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der
wesentlichen Einschätzungen der
Geschäftsführung sowie die Würdigung
der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts sowie die
Beurteilung, ob die Wertansätze und die
Zuordnung der Konten nach § 6b Abs. 3
EnWG sachgerecht und nachvollziehbar
erfolgt sind und der Grundsatz der
Stetigkeit beachtet wurde. Wir sind der
Auffassung, dass unsere Prüfung eine
hinreichend sichere Grundlage für unsere
Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses
unter Einbeziehung der Buchführung und
des Lageberichts hat zu keinen Einwen-
dungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den gesetz-
lichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags
und vermittelt unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft.
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar.

Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten
zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3
EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach
§ 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu
führen sind, hat zu keinen Einwendungen
geführt.

Ohne diese Beurteilung einzuschränken,
weisen wir auf die Ausführungen im Lage-
bericht hin. Dort ist in Abschnitt 5. Aus-
blick ausgeführt, dass der Fortbestand der
Gesellschaft von der Gewährung der

notwendigen Darlehen und damit von der
auch künftigen Aufrechterhaltung der
Finanzierung durch den Gesellschafter ab-
hängig ist.

Köln, den 15. Mai 2014

KPMG AG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Hillesheim Biermann
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Duisburg, den 29. Oktober 2014

energieGUT GmbH
Geschäftsführung

Markus Leidig Steffen Wöhler

Bekanntmachung des Jahresab-
schlusses der rhein ruhr partner
Gesellschaft für Messdienstleistungen
mbH gem. § 108 Abs. 2 Nr. 1c GO NW

Die Gesellschafterversammlung der rhein
ruhr partner Gesellschaft für Messdienst-
leistungen mbH hat am 26. August 2014
den Jahresabschluss zum
31. Dezember 2013 wie folgt festgestellt:

Der erzielte Jahresüberschuss in Höhe von
230.637,00 € wird als Gewinnrücklage
dem Eigenkapital zugeführt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in
der Zeit vom 24. November 2014 bis
22. Dezember 2014 in der Konzernzen-
trale der Duisburger Versorgungs- und
Verkehrsgesellschaft mbH, Bungertstraße
27, 47053 Duisburg, unter Vorsprache bei
der Information montags bis donnerstags
von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags
von 8.00 Uhr bis 14.30 Uhr zur Einsicht-
nahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichtes beauftragte KPMG
AG, Köln, hat folgenden Bestätigungsver-
merk erteilt:
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Bestätigungsvermerk des Abschluss-
prüfers

An die rhein ruhr partner Gesellschaft für
Messdienstleistungen mbH, Duisburg

Wir haben den Jahresabschluss
– bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang – unter Ein-
beziehung der Buchführung und den
Lagebericht der rhein ruhr partner
Gesellschaft für Messdienstleistungen
mbH, Duisburg, für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis 31. Dezember 2013 geprüft.
Die Buchführung und die Aufstellung von
Jahresabschluss und Lagebericht nach den
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften
und den ergänzenden Bestimmungen des
Gesellschaftsvertrags liegen in der Verant-
wortung der Geschäftsführung der Gesell-
schaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der
Grundlage der von uns durchgeführten
Prüfung eine Beurteilung über den
Jahresabschluss unter Einbeziehung der
Buchführung und über den Lagebericht
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung
nach § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so
zu planen und durchzuführen, dass Un-
richtigkeiten und Verstöße, die sich auf
die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung und durch
den Lagebericht vermittelten Bildes der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
wesentlich auswirken, mit hinreichender
Sicherheit erkannt werden. Bei der Fest-
legung der Prüfungshandlungen werden
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit
und über das wirtschaftliche und
rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie
die Erwartungen über mögliche Fehler
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung
werden die Wirksamkeit des rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollsystems
sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lage-
bericht überwiegend auf der Basis von
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst
die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der

wesentlichen Einschätzungen der
Geschäftsführung sowie die Würdigung
der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. Wir sind
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine
hinreichend sichere Grundlage für unsere
Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendun-
gen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den gesetz-
lichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags
und vermittelt unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage der rhein ruhr
partner Gesellschaft für Messdienstleistun-
gen mbH. Der Lagebericht steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt
insgesamt ein zutreffendes Bild von der
Lage der Gesellschaft und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend dar.

Köln, den 22. April 2014

KPMG AG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Hillesheim Biermann
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Duisburg, den 29. Oktober 2014

rhein ruhr partner Gesellschaft
für Messdienstleistungen mbH
Geschäftsführung

Sandra Meier

Veröffentlichung des Jahresab-
schlusses 2013 der Revierpark
Mattlerbusch GmbH

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts beauftragte PwC
PricewaterhouseCoopers Aktienge-
sellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft,
Niederlassung Frankfurt am Main, hat am
08. August 2014 der Revierpark
Mattlerbusch GmbH folgenden
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk
erteilt.

Bestätigungsvermerk des Abschluss-
prüfers:
Wir haben den Jahresabschluss
– bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang – unter Ein-
beziehung der Buchführung und den
Lagebericht der Revierpark Mattlerbusch
GmbH Duisburg, für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013
geprüft. Die Buchführung und die Aufstel-
lung von Jahresabschluss und Lagebericht
nach den deutschen handelsrechtlichen
Vorschriften und den ergänzenden Be-
stimmungen des Gesellschaftervertrages
liegen in der Verantwortung der
Geschäftsführer der Gesellschaft. Unsere
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von
uns durchgeführten Prüfung eine
Beurteilung über den Jahresabschluss
unter Einbeziehung der Buchführung und
über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung
nach § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen.

Danach ist die Prüfung so zu planen und
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und
Verstöße, die sich auf die Darstellung des
durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung und durch den Lagebericht
vermittelten Bildes der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage wesentlich
auswirken, mit hinreichender Sicherheit
erkannt werden. Bei der Festlegung der
Prüfungshandlungen werden die Kennt-
nisse über die Geschäftstätigkeit und über
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das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld
der Gesellschaft sowie die Erwartungen
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im
Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen
internen Kontrollsystems sowie Nachweise
für die Angaben in Buchführung,
Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben
beurteilt. Die Prüfung umfasst die
Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der
wesentlichen Einschätzungen der
Geschäftsführer sowie die Würdigung der
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hin-
reichend sichere Grundlage für unsere
Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendun-
gen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den gesetz-
lichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen des Gesellschaftervertrages
und vermittelt unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsgemäßer Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft.
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar. 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in
der Zeit vom 15.12.14 – 26.12.14 in der
Zeit von 8.00 – 14.00 Uhr in der Verwal-
tung der Revierpark Mattlerbusch GmbH,
Wehofer Str. 42, 47169 Duisburg, zur Ein-
sichtnahme aus.

Duisburg, den 29. Oktober 2014

Revierpark Mattlerbusch GmbH

Lange
Geschäftsführer 

101. Genossenschaftsversammlung
der Linksniederrheinischen Ent-
wässerungs-Genossenschaft - LINEG -
am 03.12.2014, 16:00 Uhr, im
Kulturzentrum Rheinkamp,
Kopernikusstraße 11, 47445 Moers

Tagesordnung 

1  Genehmigung der Niederschrift über
die 100. Genossenschaftsversammlung

2  Bericht des Vorsitzenden des Genossen-
schaftsrates über die Tätigkeit des
Genossenschaftsrates im Jahr 2014
- mündlicher Bericht -

3  Bericht des Vorstandes über die
Tätigkeit der Genossenschaft für das
Jahr 2014
- mündlicher Bericht -

4  Entgegennahme des Jahresberichtes
2013
- Vorlage -

5  Abnahme des Jahresabschlusses 2013
und Entlastung des Vorstandes für das
Jahr 2013
- Bericht der genossenschaftlichen
Rechnungsprüfer über die Prüfung
des Jahresabschlusses 2013 gemäß
§ 14 der Satzung der LINEG und Ent-
lastung des Vorstandes - 
- Vorlage -

6  Verwendung des Bilanzgewinnes
- Vorlage -

7  Bestellung der Prüfstelle für die Prüfung
des Jahresabschlusses 2015 und Wahl
der genossenschaftlichen Rechnungs-
prüfer für das Jahr 2015
- Vorlage -

8  Aufstellung der Übersichten über er-
forderliche Unternehmen gemäß § 3
Abs. 2 LINEGG - Fortschreibung 2015 -
- Vorlage -

9  Feststellung des Wirtschaftsplanes 2015
- Vorlage und mündlicher Bericht -

10  Ersatzwahlen zum Genossenschaftsrat

11  Verschiedenes

gez.
Dipl.-Ing. Jürgen Eikhoff
Vorsitzender des Genossenschaftsrates
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Preisanpassung für die Erdgaslieferung  
zum 1. Januar 2015.

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

als Kunde der Stadtwerke Duisburg profitieren Sie von vielen Vortei-
len. Eine attraktive Produktauswahl gehört ebenso dazu wie unser 
persönlicher Kundenservice vor Ort.

Auf verschiedene Bestandteile Ihres Gaspreises haben wir als Ihre 
Stadtwerke keinen Einfluss. Da für das kommende Jahr die staatlich 
regulierten Netzentgelte auch in Duisburg ansteigen, wird eine Preis- 
erhöhung für Erdgas zum 1. Januar 2015 erforderlich.  

Für einen Durchschnittshaushalt mit einem Verbrauch von 16.000 
Kilowattstunden im Jahr ergibt sich eine Mehrbelastung von ca. 41 
Euro brutto. Die Preissteigerung beträgt somit ca. 3,4 %.

Ab dem 1. Januar 2015 gelten folgende  Preise:

Grundpreis in EUR/Jahr Arbeitspreis in ct/kWh

brutto brutto 

Grund- und Ersatzversorgung für Haushaltskunden

PartnerErdgas Classic*

Preisstufe 1:   bis 5.532 kWh pro Jahr 18,48 10,34

Preisstufe 2:   5.533 bis 1.500.000 kWh pro Jahr 189,98 7,24

Sondervertrag für Haushaltskunden

PartnerErdgas Casa*

Preisstufe 1:   bis 3.474 kWh pro Jahr 18,48 10,34

Preisstufe 2:   3.475 bis 94.162 kWh pro Jahr 138,35 6,89

Preisstufe 3:   94.163 bis 846.644 kWh pro Jahr 486,75 6,52

Preisstufe 4:   846.645 bis 1.500.000 kWh pro Jahr 1.248,73 6,43

PartnerErdgas Natur*

Preisstufe 1:   bis 3.474 kWh pro Jahr 18,48 10,69

Preisstufe 2:   3.475 bis 96.778 kWh pro Jahr 138,35 7,24

Preisstufe 3:   96.779 bis 761.980 kWh pro Jahr 486,75 6,88

Preisstufe 4:   761.981 bis 1.500.000 kWh pro Jahr 1.248,73 6,78

Sondervertrag für den Wohnungsleerstand

PartnerErdgas Easy

bis 6. Monat (Freimengen 51 kWh) 0,00 10,34

bis 7. Monat 18,48 10,34

Grundpreis in EUR/Jahr Arbeitspreis in ct/kWh 

netto netto 

Grund- und Ersatzversorgung für Gewerbekunden

PartnerErdgas Profi Classic*

Preisstufe 1:   bis 6.710 kWh pro Jahr 15,53 8,69

Preisstufe 2:   6.711 bis 1.500.000 kWh pro Jahr 190,33 6,09

Sondervertrag für Gewerbekunden

PartnerErdgas Profi*

Preisstufe 1:   bis 5.877 kWh pro Jahr 15,53 8,69

Preisstufe 2:   5.878 bis 72.328 kWh pro Jahr 186,26 5,79

Preisstufe 3:   72.329 bis 793.457 kWh pro Jahr 409,03 5,48

Preisstufe 4:  793.458 bis 1.500.000 kWh pro Jahr 1.049,35 5,40

brutto: inkl. 19 % Umsatzsteuer

netto: exkl. 19 % Umsatzsteuer

* Bestpreisabrechnung  — Abgerechnet wird der günstigste Preis, der sich in Abhängigkeit des Verbrauchs im Abrechnungszeitraum aus den  
   Preisstufen ergibt. 



476 Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 44 vom 17. November 2014

Amtsblatt011111111111111111111111111f

Verbrauchsabgrenzung
Beim Übergang auf den neuen Erdgaspreis werden wir Ihren Zählerstand zum 31.12.2014 unter Berücksichtigung jahreszeitlicher Verbrauchs-
schwankungen gemäß den gesetzlichen Vorgaben maschinell errechnen. Sollten Sie uns bereits einen Zählerstand mitgeteilt haben, wird dieser 
von uns berücksichtigt.

Erdgasqualität im Liefergebiet der Stadtwerke Duisburg AG
Zur Bestimmung der Energiemenge in Kilowattstunden werden die gemessenen Betriebskubikmeter in m3, der Brennwert und die Zustandszahl 
miteinander multipliziert.

Wir liefern Erdgas der Gruppe H. Der exakte Brennwert und die Zustandszahl werden uns zum Zeitpunkt der Abrechnung gemäß der bundesweit 
einheitlichen Richtlinien des DVGW (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches) von der Netzgesellschaft übermittelt.

Die Erdgasabrechnung erfolgt gemäß DVGW-Arbeitsblatt G 685 „Gasabrechnung“ als eichamtlich anerkannte Regel der Technik für die öffent-
liche Gasversorgung.

Allgemeine Informationen
Die Preisinformationen für die Belieferung mit Erdgas und die Gasgrundversorgungsverordnung liegen zur Einsicht im Kundencenter, Fried-
rich-Wilhelm-Straße 47, 47051 Duisburg aus.

Fragen zu den vorgenannten Preisstellungen beantworten wir Ihnen gerne telefonisch unter der Rufnummer 0203 39 39 42 (Montag – Freitag: 
7.00 – 18.30 Uhr) oder auch persönlich in unserem Kundencenter.

Öffnungszeiten Kundencenter
Montag – Mittwoch 8.00 – 17.00 Uhr, Donnerstag 8.00 – 18.00 Uhr, Freitag 8.00 – 15.00 Uhr

Stadtwerke Duisburg AG
Duisburg, 17.11.2014
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Änderungen der Preise zu den Ergänzenden Bedingungen/Bestimmungen zur Strom- 
und Gasgrundversorgungsverordnung (Strom- und GasGVV) sowie zu den Allgemei-
nen Versorgungsbedingungen mit Wasser (AVBWasserV) zum 1. Januar 2015.

Folgende Preise zu den Ergänzenden Bedingungen/Bestimmungen der Strom- und Gasgrundversorgungsverordnung (Strom- und GasGVV) 
sowie zu den Allgemeinen Versorgungsbedingungen mit Wasser (AVBWasserV) gelten ab dem 1. Januar 2015:

EUR EUR

netto brutto

Mahnkostenpauschale 3,80 3,80 1

Vorankündigung zur Sperrung der Versorgung 3,80 3,80 1

Einziehungskostenpauschale 38,00 38,00 1

Sperrung der Wasserversorgung 28,00 28,00 1

Sperrversuch der Wasserversorgung 26,00 26,00 1

Sperrkosten für Wasser bei gleichzeitiger Sperrung der Stromversorgung 8,00 8,00 1

Sperrkosten für Wasser bei gleichzeitiger Sperrung der Gasversorgung 8,00 8,00 1

Wiederaufnahme der Wasserversorgung 77,57 83,00 2

1 Leistungen sind nicht umsatzsteuerpflichtig.
2 Inkl. Umsatzsteuer (MwSt.) in Höhe von zz. 7 %.

Die Höhe der Kosten für eine erfolgreiche oder erfolglose Unterbrechung bzw. Wiederherstellung der Strom- und Gasversorgung richtet sich 
nach dem tatsächlichen Aufwand.

Dem Kunden ist es gestattet, nachzuweisen, dass durch die oben genannten Maßnahmen keine oder zumindest nur geringere Kosten verur-
sacht wurden.

Die kompletten Fassungen der Strom- und Gasgrundversorgungsverordnung (Strom- und GasGVV) sowie der Allgemeinen Versorgungsbe-
dingungen mit Wasser (AVBWasserV) inklusive der Ergänzenden Bedingungen haben wir für Sie im Downloadcenter unter www.stadtwerke-
duisburg.de/service/downloadcenter bereitgestellt.

Allgemeine Informationen
Haben Sie noch Fragen zu den vorgenannten Preisen? Unser Serviceteam ist telefonisch unter der Rufnummer 0203 39 39 39 (Montag – Freitag 
7.00 – 18.30 Uhr) oder auch persönlich in unserem Kundencenter auf der Friedrich-Wilhelm-Straße 47 in 47051 Duisburg gerne für Sie da. 

Öffnungszeiten Kundencenter
Montag – Mittwoch 8.00 – 17.00 Uhr, Donnerstag 8.00 – 18.00 Uhr, Freitag 8.00 – 15.00 Uhr

Stadtwerke Duisburg AG 
Duisburg, 17.11.2014



478 Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 44 vom 17. November 2014

Herausgegeben von:
Stadt Duisburg, Der Oberbürgermeister
Hauptamt
Memelstraße 25-33, 47049 Duisburg
Telefon (02 03) 2 83-3648
Telefax (0203) 2 83-6767
E-Mail amtsblatt@stadt-duisburg.de
Jahresbezugspreis 35,00 EUR
Das Amtsblatt erscheint zweimal im Monat
(ohne Sonderausgaben)
Druck: Hauptamt

K 6439

Postvertriebsstück
Entgelt bezahlt

Deutsche Post AG

!"#"$%&'()*"+,-.!"&/"(!"##0&1+

234356+475+8494:3


